
Schriftliche Anfrage  
des Abgeordneten Andreas Jurca AfD  
vom 21.05.2026

Strafanzeigen und Ermittlungsverfahren gegen Richter, Staatsanwälte und 
Justizbedienstete wegen Amtsdelikten im Zuständigkeitsbereich der Staats-
anwaltschaft Augsburg seit 2000

Richter, Staatsanwälte und Justizbedienstete nehmen im Rechtsstaat besondere Ver-
trauensstellungen ein. Strafrechtliche Vorwürfe gegen Justizangehörige wegen Rechts-
beugung, Strafvereitelung im Amt, Freiheitsberaubung, Verfolgung Unschuldiger, fal-
scher Verdächtigung oder vergleichbarer Amtsdelikte berühren das Vertrauen in die 
Funktionsfähigkeit der Justiz in besonderer Weise.

Von besonderem öffentlichen Interesse ist daher, wie häufig solche Vorwürfe im Zu-
ständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg seit dem Jahr 2000 erhoben 
wurden, wie oft tatsächlich Ermittlungsverfahren eingeleitet wurden, wie häufig von 
der Einleitung eines Ermittlungsverfahrens gemäß § 152 Abs. 2 Strafprozessordnung 
(StPO) abgesehen wurde und welche Verfahrensausgänge sich daraus ergaben. Zu-
gleich stellt sich die Frage, ob bei Ermittlungen gegen Justizangehörige im eigenen 
Zuständigkeitsbereich eine unabhängige, vollständige und nachvollziehbare Prüfung 
sichergestellt ist.

Die Staatsregierung wird gefragt:

1.		 Strafanzeigen gegen Justizangehörige im Zuständigkeitsbereich Augs-
burg  �   4

1.1	 Wie viele Strafanzeigen wurden seit dem Jahr 2000 im Zuständig-
keitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg gegen Richter, Staats-
anwälte, Rechtspfleger, Justizvollzugsbedienstete oder sonstige Justiz-
bedienstete erstattet?  �   4

1.2	 Wie verteilen sich diese Anzeigen nach Jahren und Berufsgruppen 
der jeweils betroffenen Justizangehörigen?  �   4

1.3	 Wie viele dieser Anzeigen richteten sich gegen Personen, die zum 
Zeitpunkt des Vorwurfs im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwalt-
schaft Augsburg tätig waren?  �   4

2.		 Deliktsgruppen und Tatvorwürfe  �   4

2.1	 Welche Straftatbestände bzw. Deliktsgruppen lagen den Anzeigen 
gegen Justizangehörige im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwalt-
schaft Augsburg seit dem Jahr 2000 zugrunde?  �   4
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2.2	 Wie viele Anzeigen betrafen Rechtsbeugung, Strafvereitelung im Amt, 
Freiheitsberaubung, Verfolgung Unschuldiger, falsche Verdächtigung, 
Urkundenunterdrückung, Falschbeurkundung im Amt oder vergleich-
bare Amtsdelikte?  �   4

2.3	 Wie viele Anzeigen standen im Zusammenhang mit Strafverfahren, 
Untersuchungshaft, Haftbefehlen, Durchsuchungen, Beschlagnahmen, 
Verfahrenseinstellungen, Petitionen oder Entschädigungsent-
scheidungen?  �   4

3.		 Einleitung oder Absehen von Ermittlungsverfahren  �   4

3.1	 In wie vielen Fällen wurde aufgrund solcher Anzeigen im Zuständig-
keitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg ein Ermittlungsverfahren 
eingeleitet?  �   4

3.2	 In wie vielen Fällen wurde von der Einleitung eines Ermittlungsver-
fahrens gemäß § 152 Abs. 2 StPO abgesehen?  �   4

3.3	 Wie verteilen sich Einleitungen und Absehen von Ermittlungen nach 
Berufsgruppen, Deliktsgruppen und Jahren?  �   5

4.		 Einstellungen, Anklagen und Verurteilungen  �   5

4.1	 Wie viele Ermittlungsverfahren gegen Justizangehörige im Zuständig-
keitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg wurden seit dem 
Jahr 2000 eingestellt?  �   5

4.2	 Aus welchen Gründen erfolgten die jeweiligen Einstellungen, ins-
besondere mangels Anfangsverdachts, mangels hinreichenden Tat-
verdachts, wegen fehlenden öffentlichen Interesses, Geringfügigkeit 
oder sonstiger Gründe?  �   5

4.3	 Wie viele Verfahren führten zu Strafbefehlen, Anklagen, Hauptver-
handlungen oder rechtskräftigen Verurteilungen?  �   5

5.		 Zuständigkeit, Neutralität und Abgabe an andere Staatsanwaltschaften  �   5

5.1	 In wie vielen Fällen wurde geprüft, ob Verfahren gegen Justizange-
hörige aus dem Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augs-
burg wegen möglicher Interessenkonflikte, institutioneller Nähe oder 
des Anscheins fehlender Neutralität an eine andere Staatsanwaltschaft 
abzugeben sind?  �   5

5.2	 In wie vielen Fällen wurde eine solche Abgabe tatsächlich vor-
genommen?  �   5

5.3	 Nach welchen Kriterien wird entschieden, ob die Staatsanwaltschaft 
Augsburg bei Vorwürfen gegen Justizangehörige aus dem eigenen 
Zuständigkeitsbereich selbst ermittelt oder das Verfahren an eine an-
dere Staatsanwaltschaft abgegeben wird?  �   6

6.		 Ermittlungsmaßnahmen und Zwangsmaßnahmen  �   6
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6.1	 Wie viele Durchsuchungen, Beschlagnahmen, Datenträgerauswertungen 
oder sonstige Zwangsmaßnahmen wurden seit dem Jahr 2000 in Ver-
fahren gegen Justizangehörige im Zuständigkeitsbereich der Staats-
anwaltschaft Augsburg angeordnet?  �   6

6.2	 Wie viele dieser Maßnahmen betrafen Dienstzimmer, dienstliche Akten, 
dienstliche Datenträger, elektronische Kommunikation oder sonstige 
dienstliche Unterlagen?  �   6

6.3	 In wie vielen Fällen wurden Untersuchungshaft, Haftverschonungs-
auflagen oder sonstige freiheitsbeschränkende Maßnahmen gegen 
Justizangehörige im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft 
Augsburg angeordnet?  �   6

7.		  Disziplinar- und dienstrechtliche Folgen  �   6

7.1	 Wie viele strafrechtliche Vorwürfe gegen Justizangehörige im Zu-
ständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg führten seit dem 
Jahr 2000 zu Disziplinar- oder dienstrechtlichen Verfahren?  �   6

7.2	 Welche dienstrechtlichen Maßnahmen wurden verhängt, insbesondere 
Verweis, Geldbuße, Versetzung, Suspendierung, Entfernung aus dem 
Dienst, Ruhestandsmaßnahmen oder sonstige Maßnahmen?  �   6

7.3	 In wie vielen Fällen verblieben betroffene Justizangehörige trotz Straf-
anzeige, Ermittlungsverfahren oder Anklage im Dienst?  �   6

8.		 Vergleich, Transparenz und Qualitätssicherung  �   7

8.1	 Welche statistischen Unterschiede bestehen seit dem Jahr 2000 zwi-
schen Strafanzeigen gegen Justizangehörige im Zuständigkeitsbereich 
der Staatsanwaltschaft Augsburg und Strafanzeigen gegen Personen 
außerhalb des Justizdienstes bei vergleichbaren Amts- bzw. Rechts-
pflegedelikten hinsichtlich Einleitung eines Ermittlungsverfahrens, 
Einstellung, Anklageerhebung, Strafbefehl, Hauptverhandlung und 
rechtskräftiger Verurteilung?  �   7

8.2	 Wie stellt sich die Einleitungs-, Einstellungs-, Anklage- und Ver-
urteilungsquote bei Strafanzeigen gegen Justizangehörige im Zu-
ständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg im Vergleich zu 
den entsprechenden bayernweiten Quoten dar?  �   7

8.3	 Welche internen Kontroll-, Prüf- oder Qualitätssicherungsmechanis-
men bestehen, um sicherzustellen, dass Strafanzeigen gegen Justiz-
angehörige im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg 
unabhängig, vollständig und nachvollziehbar geprüft werden und der 
Anschein institutioneller Selbstschonung vermieden wird?  �   7

Hinweise des Landtagsamts  �   8
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Antwort  
des Staatsministeriums der Justiz  
vom 11.07.2026

1.		 Strafanzeigen gegen Justizangehörige im Zuständigkeitsbereich 
Augsburg

1.1	 Wie viele Strafanzeigen wurden seit dem Jahr 2000 im Zuständig-
keitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg gegen Richter, Staats-
anwälte, Rechtspfleger, Justizvollzugsbedienstete oder sonstige 
Justizbedienstete erstattet?

1.2	 Wie verteilen sich diese Anzeigen nach Jahren und Berufsgruppen 
der jeweils betroffenen Justizangehörigen?

1.3	 Wie viele dieser Anzeigen richteten sich gegen Personen, die zum 
Zeitpunkt des Vorwurfs im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwalt-
schaft Augsburg tätig waren?

2.		 Deliktsgruppen und Tatvorwürfe

2.1	 Welche Straftatbestände bzw. Deliktsgruppen lagen den Anzeigen 
gegen Justizangehörige im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwalt-
schaft Augsburg seit dem Jahr 2000 zugrunde?

2.2	 Wie viele Anzeigen betrafen Rechtsbeugung, Strafvereitelung im 
Amt, Freiheitsberaubung, Verfolgung Unschuldiger, falsche Ver-
dächtigung, Urkundenunterdrückung, Falschbeurkundung im Amt 
oder vergleichbare Amtsdelikte?

2.3	 Wie viele Anzeigen standen im Zusammenhang mit Strafverfahren, 
Untersuchungshaft, Haftbefehlen, Durchsuchungen, Beschlag-
nahmen, Verfahrenseinstellungen, Petitionen oder Entschädigungs-
entscheidungen?

3.		 Einleitung oder Absehen von Ermittlungsverfahren

3.1	 In wie vielen Fällen wurde aufgrund solcher Anzeigen im Zuständig-
keitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg ein Ermittlungsver-
fahren eingeleitet?

3.2	 In wie vielen Fällen wurde von der Einleitung eines Ermittlungsver-
fahrens gemäß § 152 Abs. 2 StPO abgesehen?
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3.3	 Wie verteilen sich Einleitungen und Absehen von Ermittlungen nach 
Berufsgruppen, Deliktsgruppen und Jahren?

4.		 Einstellungen, Anklagen und Verurteilungen

4.1	 Wie viele Ermittlungsverfahren gegen Justizangehörige im Zu-
ständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg wurden seit 
dem Jahr 2000 eingestellt?

4.2	 Aus welchen Gründen erfolgten die jeweiligen Einstellungen, ins-
besondere mangels Anfangsverdachts, mangels hinreichenden Tat-
verdachts, wegen fehlenden öffentlichen Interesses, Geringfügigkeit 
oder sonstiger Gründe?

4.3	 Wie viele Verfahren führten zu Strafbefehlen, Anklagen, Hauptver-
handlungen oder rechtskräftigen Verurteilungen?

Die Fragen 1.1 bis 4.3 werden zusammen beantwortet.

Statistische Daten im Sinn der Fragestellung liegen nicht vor. Eine Erhebung der Daten 
wäre nur durch eine manuelle Einzelauswertung des Aktenbestandes der Staats-
anwaltschaft Augsburg möglich. Auch unter Berücksichtigung der großen Bedeutung 
des parlamentarischen Fragerechts der Abgeordneten des Landtags wäre der hiermit 
verbundene Aufwand unvertretbar hoch.

Ergänzend wird hinsichtlich Gegenstand und Zweck der nach bundeseinheitlichen 
Kriterien abgestimmten Justizgeschäftsstatistiken der Staatsanwaltschaften (StA-
Statistik) auf die Antwort des Staatsministeriums der Justiz vom 22. Mai 2026 auf die 
Schriftliche Anfrage des Abgeordneten Andreas Jurca (AfD) vom 20. Februar 2026 
betreffend „Staatsanwaltschaft Augsburg (II) – Kontrollmechanismen, Verhältnis-
mäßigkeit von Ermittlungsmaßnahmen, Ressourceneinsatz und ministerielle Aufsicht“ 
Bezug genommen.

5.		 Zuständigkeit, Neutralität und Abgabe an andere Staatsanwaltschaften

5.1	 In wie vielen Fällen wurde geprüft, ob Verfahren gegen Justizangehö-
rige aus dem Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg 
wegen möglicher Interessenkonflikte, institutioneller Nähe oder des 
Anscheins fehlender Neutralität an eine andere Staatsanwaltschaft 
abzugeben sind?

5.2	 In wie vielen Fällen wurde eine solche Abgabe tatsächlich vor-
genommen?
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5.3	 Nach welchen Kriterien wird entschieden, ob die Staatsanwaltschaft 
Augsburg bei Vorwürfen gegen Justizangehörige aus dem eigenen 
Zuständigkeitsbereich selbst ermittelt oder das Verfahren an eine 
andere Staatsanwaltschaft abgegeben wird?

Die Fragen 5.1 bis 5.3 werden zusammen beantwortet.

Die Wahrnehmung der staatsanwaltschaftlichen Aufgaben kann gemäß § 145 Gerichts-
verfassungsgesetz (GVG) einer anderen als der örtlich zuständigen Staatsanwaltschaft 
übertragen werden, wenn dies aufgrund der Umstände des Einzelfalls sachdienlich ist. 
In der Regel erfolgt eine Übertragung auch dann, wenn aufgrund eines besonderen 
Näheverhältnisses des Beschuldigten oder anderer Verfahrensbeteiligter zu der örtlich 
zuständigen Staatsanwaltschaft der Anschein fehlender Neutralität entstehen kann.

Im Übrigen wird auf die Antwort zu den Fragen 1.1 bis 4.3 Bezug genommen.

6.		 Ermittlungsmaßnahmen und Zwangsmaßnahmen

6.1	 Wie viele Durchsuchungen, Beschlagnahmen, Datenträgeraus-
wertungen oder sonstige Zwangsmaßnahmen wurden seit dem 
Jahr 2000 in Verfahren gegen Justizangehörige im Zuständigkeits-
bereich der Staatsanwaltschaft Augsburg angeordnet?

6.2	 Wie viele dieser Maßnahmen betrafen Dienstzimmer, dienstliche 
Akten, dienstliche Datenträger, elektronische Kommunikation oder 
sonstige dienstliche Unterlagen?

6.3	 In wie vielen Fällen wurden Untersuchungshaft, Haftverschonungs-
auflagen oder sonstige freiheitsbeschränkende Maßnahmen gegen 
Justizangehörige im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft 
Augsburg angeordnet?

7.		  Disziplinar- und dienstrechtliche Folgen

7.1	 Wie viele strafrechtliche Vorwürfe gegen Justizangehörige im Zu-
ständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg führten seit 
dem Jahr 2000 zu Disziplinar- oder dienstrechtlichen Verfahren?

7.2	 Welche dienstrechtlichen Maßnahmen wurden verhängt, insbesondere 
Verweis, Geldbuße, Versetzung, Suspendierung, Entfernung aus dem 
Dienst, Ruhestandsmaßnahmen oder sonstige Maßnahmen?

7.3	 In wie vielen Fällen verblieben betroffene Justizangehörige trotz 
Strafanzeige, Ermittlungsverfahren oder Anklage im Dienst?
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8.		 Vergleich, Transparenz und Qualitätssicherung

8.1	 Welche statistischen Unterschiede bestehen seit dem Jahr 2000 zwi-
schen Strafanzeigen gegen Justizangehörige im Zuständigkeitsbereich 
der Staatsanwaltschaft Augsburg und Strafanzeigen gegen Personen 
außerhalb des Justizdienstes bei vergleichbaren Amts- bzw. Rechts-
pflegedelikten hinsichtlich Einleitung eines Ermittlungsverfahrens, 
Einstellung, Anklageerhebung, Strafbefehl, Hauptverhandlung und 
rechtskräftiger Verurteilung?

8.2	 Wie stellt sich die Einleitungs-, Einstellungs-, Anklage- und Ver-
urteilungsquote bei Strafanzeigen gegen Justizangehörige im Zu-
ständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg im Vergleich 
zu den entsprechenden bayernweiten Quoten dar?

Die Fragen 6.1 bis 8.2 werden zusammen beantwortet.

Auf die Antwort zu den Fragen 1.1 bis 4.3, die für Disziplinarverfahren entsprechend 
gilt, wird Bezug genommen.

8.3	 Welche internen Kontroll-, Prüf- oder Qualitätssicherungsmechanis-
men bestehen, um sicherzustellen, dass Strafanzeigen gegen Justiz-
angehörige im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augs-
burg unabhängig, vollständig und nachvollziehbar geprüft werden 
und der Anschein institutioneller Selbstschonung vermieden wird?

Die Staatsanwaltschaft nimmt unabhängig von der beruflichen Stellung eines Be-
schuldigten Ermittlungen auf, wenn ihr zureichende tatsächliche Anhaltspunkte für 
verfolgbare Straftaten bekannt werden (§ 152 Abs. 2 Strafprozessordnung – StPO).

Eine rechtsstaatliche und neutrale Verfolgung möglicher Straftaten von Justizbediensteten 
ist durch die strikte Bindung der Strafverfolgungsbehörden an Recht und Gesetz, pro-
zessuale Beteiligungsrechte der durch eine Tat verletzten Personen sowie eine um-
fassende Dienst-, Fach- und Rechtsaufsicht gewährleistet.

Ergänzend wird auf die Antwort zu den Fragen 5.1 bis 5.3 Bezug genommen.
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Hinweise des Landtagsamts

Zitate werden weder inhaltlich noch formal überprüft. Die korrekte Zitierweise liegt in 
der Verantwortung der Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Zur Vereinfachung der Lesbarkeit können Internetadressen verkürzt dargestellt sein. 
Die vollständige Internetadresse ist als Hyperlink hinterlegt und in der digitalen Version 
des Dokuments direkt aufrufbar. Zusätzlich ist diese als Fußnote vollständig dargestellt. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und 
der​ Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente 
abrufbar.

Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen 
zur Verfügung.
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